Gerd Steffens


Bildung – öffentliches Gut oder Ware?

Das ungläubige Staunen, mit dem auf CDU-Wahlpartys am Abend des 18. September 2005 die Prognose des Wahlergebnisses aufgenommen wurde, ist auf Fotos festgehalten, die dem Genre "Blick in eine andere Welt" anzugehören scheinen. Weil die entgeisterten Menschen nach oben – auf eine Projektionsfläche, die aus Kameraperspektive nicht richtbar ist – blicken, fügt sich der Fassungslosigkeit der Gesichter der Eindruck an, dass das, was sie wahrnehmen, aus dem Jenseits, jedenfalls dem Jenseits des Vorstellbaren kommt. Der Schock des Unerwarteten, darüber waren sich die Deuter des Wahlergebnisses bald einig, war einer Art Rebellion des Wählers geschuldet, der das nicht tat, was die meinungsführenden Medien und mit ihnen die Demoskopen ihm als eigentlich selbstverständlich, als alternativlos zugeschrieben hatten: nämlich nach dem verschämten Neoliberalismus der rot-grünen Agenda 2010, der offenkundig nicht mehr mehrheitsfähig war, zum bekennenden Neoliberalismus von Schwarz-Gelb überzugehen. Offenbar hatte die Mehrheit der Wähler eine andere Sicht auf die Dinge als die Eliten des politisch-ökonomischen und medialen Meinungskartells.

Ähnliches war den Eliten in Frankreich und Spanien vor nicht allzu langer Zeit widerfahren. Dass in Frankreich die europäische Verfassung durch die Mehrheit der Wähler gegen die Mehrheit der politisch-wirtschaftlichen Eliten und der Medien im Mai 2005 abgelehnt worden war, führte eine kluge soziologische Wahlanalyse (Dominique Goux in Le Monde v. 02.06.05) auf die sich vertiefende Spaltung sozialer Erfahrung und Wirklichkeitswahrnehmung zwischen Eliten und Mittelklasse zurück. Sogar die akademischen Sektoren der Mittelklasse einschließlich der des öffentlichen Dienstes haben, ganz anders noch als beim Maastricht-Referendum 1992, den wirtschaftlich-politischen Eliten die Gefolgschaft aufgekündigt.

In Spanien hatte im März 2004 der terroristische Anschlag von Madrid eine dramatische Auseinandersetzung zwischen zwei Wirklichkeitsinterpretationen ausgelöst, die in den Wahlen 3 Tage später zum tiefen Sturz der bis dahin hoch favorisierten konservativen Regierung Aznar führte. Es war der wiederholte Versuch der Regierung Aznar, eine Wirklichkeit nach eigenen Wünschen zu konstruieren und ihre Geltung gegen alle Evidenz zu verordnen, gegen den spanischen Wähler einen Horizont von Objektivität als Voraussetzung von Demokratie verteidigten. Denn wenn Kriege wie der Irak-Krieg, den Aznar gegen den Willen von 90 % der spanischen Bevölkerung unterstützte, unter offenkundig falschen Begründungen geführt oder für das Attentat in Madrid gegen alle sich verdichtenden Beweise eine politisch der Regierung genehmere Täterschaft (nämlich der baskischen ETA) autoritär behauptet werden kann, koppelt sich die Regierung von der unerlässlichen Grundlage ihrer Mandatierung ab, nämlich den Maßstäben rationaler Geltung, ohne die die Regierten gar nicht beurteilen könnten, was der Fall ist.

In dieser epistemischen Grundlage der Demokratie als Voraussetzung der Urteilsfähigkeit der Bürger treffen sich seit Beginn der Moderne, seit der Aufklärung also, Politik und Bildung. Der Ausgang der Menschen aus selbstverschuldeter Unmündigkeit ist die immer wieder neu zu gewinnende und zu sichernde Voraussetzung gesellschaftlicher Selbststeuerung durch Demokratie wie individueller Selbstbestimmung im Horizont intersubjektiv vergewisserter Geltungen. Dass Demokratie (als die politische Form gesellschaftlicher Selbststeuerung) und Bildung ihre gemeinsame Grundlage in einer Vorstellung von Autonomie oder Mündigkeit haben, die ihre Maßstäbe aus dem Gedankenexperiment ihrer Verallgemeinerung gewinnt, einer Mündigkeit also, die in ihrer Ausübung sich ihrer sozialmoralischen Verträglichkeit vergewissert, ist die Ursache so enger Wechselbeziehungen, dass die Beeinträchtigung der einen gleichermaßen als Einschränkung der anderen wirkt. Und weil beide auf denselben Horizont von Objektivität als Gewährleistung intersubjektiver Geltungen angewiesen sind, betrifft dessen Gefährdung beide gleichermaßen.

Vielleicht stellen die bekannten Versuche der Bush-Regierung den Horizont intersubjektiv vergewisserbarer Geltungen als emistemische Grundlage der Demokratie, nämlich als Voraussetzung der Urteilsfähigkeit der Bürger zu ruinieren, die perfideste Variante antidemokratischer Enteignungen dar. Andere Varianten wollen Wirklichkeitswahrnehmungen vielleicht nicht auf derart autoritär - manipulative Weise außer Kurs setzen, sind aber nicht weniger wirkungsvoll. Wir begegnen ihnen überall dort, wo wir entschieden das Gefühl haben: Das hältst du doch im Kopf nicht aus! Solche kognitiven Dissonanzen entstehen z. B. 

· wenn Löhne auf breiter Front und anhaltend gesenkt und zugleich über den Konsumverzicht der Bevölkerung geklagt wird,

· wenn der "kranke Mann Europas" zugleich "Exportweltmeister" ist,

· wenn zur privaten Altersvorsorge aufgefordert und zugleich die Sparwut der Bevölkerung beklagt wird,

· wenn der Lohnverzicht regelmäßig nicht zur versprochenen Schaffung von Arbeitsplätzen führt,

· wenn zugleich Steuersenkungen und die Steuerfinanzierung der Sozialsysteme gefordert werden,

· wenn Rekordgewinne eingefahren und zugleich weitere Kostensenkungen – sprich Erlassungen – angekündigt werden.

Die Reihe der Beispiele ließe sich fortsetzen und damit der Beleg dafür verdichten, dass sich solche Interferenzen von Wirklichkeitswahrnehmungen und –deutungen heute häufen. Wie ist diese merkwürdige Zweiteilung der Welt zu erklären, dieses Auseinanderfallen dessen, was ich wahrnehmen oder wovon ich begründet sagen kann, dass es der Fall ist, von dem, wovon die Politiker oder Ökonomen sagen, dass es der Fall sei oder es getan werden müsse?

Als Erklärungsansätze ließen sich anbieten:

· das Orwell-Modell: die sprachlich-symbolische Erfindung von Wirklichkeiten als Ausbruch äußerster, totalitärer Macht. Sie definiert, was wirklich ist, und erschafft es durch diesen Schöpfungsakt. Die berühmten "Massenvernichtungsmittel", für die der amerikanische Außenminister am 08.02.2003 von dem UN-Sicherheitsrat den Beweis antrat (wofür er sich heute schämt), sind ein eklatantes Beispiel für die gegenwärtige Relevanz dieser Erklärungsweise.

· das Konstruktivismus-Modell: Dem Konstruktivismus sans phrase, der manipulativen Erfindung von Wirklichkeiten, als Herrschaftsmodell à la Bush, konvergiert die radikale Entwertung von Objektivität, von rationaler und wechselseitiger Geltungskontrolle, wie ihn der "radikale Konstruktivismus" propagiert. Die völlige Einziehung von Objektivität zugunsten einer geradezu autistischen Subjektivierung der Wirklichkeitswahrnehmung entwindet den Subjekten die Maßstäbe, mit denen sie Geltungsansprüche begründen oder zurückweisen können. Dieses Modell würde die Häufung kognitiver Dissonanzen mit der Unmöglichkeit erklären, widersprüchliche Aussagen überhaupt nach ihrem Wahrheitsgehalt und Wirklichkeitsbezug unterscheiden und beurteilen zu können.

· das Spekulationsmodell: Danach entsteht der Eindruck einer Doppelwelt, die kaum mehr zusammengebracht werden kann, aus den unterschiedlichen Zeithorizonten ökonomischer und lebenspraktischer Erwartungen und Entscheidungen. Während auf den Märkten, insbesondere den Finanzmärkten, die Erwartungen zukünftiger Gewinne den ausschlaggebenden, nein, den einzigen Gesichtspunkt der Entscheidung bilden, sind es in alltagspraktischen Fragen die eng mit dem Hier und Jetzt verknüpften Lebensbedürfnisse. Das gilt auch für die in die biographischen Erwartungen eingewobene Zukunftsdimension; die Eigenart des ökonomischen Zukunftshorizonts besteht hingegen gerade darin, sich von den nicht ökonomisierbaren Elementen eines wertgeschätzten Lebens zu entkoppeln. Der wieder als Leitbild propagierte homo oeconomicus wäre die Figur, die die aus der Differenz der Zeithorizonte entstehenden Dissonanzen zum Verschwinden bringt, weil sie auch weltliche, lebenspraktische Entscheidungen im systemischen Horizont der Ökonomie trifft.

· das Transformationsmodell: Mit ihm wäre die Doppelwelt aus den Unsicherheiten zu erklären, die umfassende und tiefgreifende Prozesse gesellschaftlicher Transformation mit sich bringen. Man kann an den tiefgreifenden Umbrüchen der europäischen Geschichte seit dem Mittelalter Öffnungen und Schließungen – Zerbrechen und erweitertes Wiederherstellen – der Horizonte ablesen, in denen Menschen sich über sich und die Welt verständigen. Mit der Transformation der nationalstaatlichen Industriegesellschaft in eine informationstechnologisch unterfütterte Weltwirtschaftsgesellschaft wären dann – ähnlich wie im Übergang von der Agrar- zur Industriegesellschaft – tiefe Brüche in den lebensweltlichen und gesellschaftlichen Selbstverständigungshorizonten geradezu zwangsläufig. Damit entstehen kollektiv empfundene kognitive Dissonanzen; sie nicht in gewaltförmige Austragungen umschlagen zu lassen, sondern sie in gesellschaftliche Lernprozesse zu überführen, wäre aus dieser Sicht die epochale Aufgabe von Politik und Bildung.

· das Modell des neoliberalen Wahrheitsregimes. Als "neoliberales Wahrheitsregime" wirkt eine für alle Lebensbereiche durchgesetzte Vorzugsregel, nach welcher unter konkurrierenden Betrachtungsweisen die jeweils marktnächste systematisch und mit Anspruch auf Alternativlosigkeit prämiert wird. Man könnte auch sagen: Die Logik eines gesellschaftlichen Bereiche, der Wirtschaft, geht der aller anderen voraus, oder die Marktlogik überformt die Eigenlogik aller anderen gesellschaftlichen Bereiche wie etwa der Bildung. Hier sind solche Überformungen ja mit Händen zu greifen. Die kognitiven Dissonanzen des "das-hält-man-ja-im-Kopf-nicht-aus" wären aus dieser Perspektive als nicht vollständig gelingende Überformungen zu erklären, als eine Rebellion der Eigenlogiken der anderen gesellschaftlichen Funktionsbereiche oder der kommunikativen Logik der Lebenswelt gegen die Marktlogik als Mutter aller Regeln.

Für die Fruchtbarkeit der Erklärungsansätze, insbesondere des letzten, lassen sich auch im Bildungsbereich mittlerweile zahlreiche Beispiele finden. Nachdem die Ökonomisierung des Bildungswesens in den neunziger Jahren weitgehend im Verborgenen vorentschieden worden ist, haben sich die Embleme der Ökonomie wie Marketing und Wettbewerb mittlerweile mit derartigen Aufdringlichkeit auch des Schulwesens bemächtigt, dass die Ökonomisierung auch in dessen Mikrostrukturen mühelos ablesbar ist, ja ablesbar sein soll. Zur Erscheinungs- und Wirkungsweise des neoliberalen Wahrheitsregimes gehört ja zwingend, dass der Vorrang des Marktes als Regel aller Regeln nicht nur stillschweigend, sondern sichtbar, als eine Art von permanentem öffentlichem Lehrstück funktioniert. Denn nur auf diese Weise lassen sich ja hegemoniale Denkweisen installieren und festigen, deren – ursprünglich von Gramsci am italienischen Faschismus untersuchte - Wirkungsweise darin besteht, Motive des Einverständnisses mit den Herrschaftsverhältnissen bereitzustellen, z. B. indem die Perspektive, aus der die – politisch oder ökonomisch – Mächtigen Wirklichkeit deuten und organisieren, als gegebene und selbstverständliche Sicht der Dinge generalisiert wird. 

Deshalb hält – um abschließend ein aktuelles Beispiel aufzugreifen – die "Vereinigung hessischer Unternehmerverbände" statt diskreter Einflussnahme einen öffentlichen Trompetenstoß wie diesen für durchaus zweckdienlich: "Die VhU erwartet in diesem Sinne von der hessischen Landesregierung, dass sie ihr Zukunftsbild von Schule als Leitvision definiert. Nach unserer Auffassung kann dies – mit der Zeitperspektive 2015 des aktuellen Regierungsprogramms – nur die 'Selbständige Schule 2015' sein." (Selbständige Schule 2015. Positionspapier der Vereinigung der hessischen Unternehmerverbände(VhU) zur hessischen Qualitätsschule 2015. Frankfurt, 21. Sept. 2004) Die Botschaft der Selbstsicherheit, mit der hier einer der Sozialpartner der alten korporatistischen Konsensdemokratie seine angestammte Position verlässt und ganz selbstverständlich die Leitungsposition einnimmt, indem er sein Schulentwicklungskonzept zur Vorlage für die Regierung erklärt, ist unmissverständlich.

Hier werden keine Forderungen mehr in den Prozess der Aushandelung eingebracht, sondern es wird der Vorrang einer Perspektive, der ökonomischen, für die Ordnung und Deutung der sozialen Welt überhaupt statuiert, mithin auch die konkurrenzlose Überlegenheit der Inhaber dieser Perspektive und die unbestreitbare Geltung ihrer Aussagen auch für andere Bereiche.

Nicht, dass die Politik dies als Übergriff zurückgewiesen oder einfach ignoriert hätte. Im Gegenteil: Genau ein Jahr später meldete die hessische Kultusministerin Vollzug, übrigens – und das unterstreicht die Selbstunterwerfung der Politik als quasi normalisierten Zustand – nachdem die Oppositionsparteien diesen offenen Posten mehrfach angemahnt  haben (vgl. Frankfurter Rundschau, 01.10.05., S. 33, Kommentar). Die Kultusministerin Karin Wolff stellte am 19.09.05 mit dem VhU-Präsidenten "ein gemeinsames Positionspapier vor, mit dem die VhU und die Landesregierung sich über den Fortgang der Qualitätsverbesserung in der hessischen Bildungspolitik verständigen". (Presseerklärung der VhU v. 19.09.05) "Wird hessische Bildungspolitik jetzt bilateral zwischen Regierung und Lobbyisten ausgehandelt? Werden Vereinbarungen zur Schulentwicklung außerhalb des parlamentarischen Raums getroffen? Gibt 'die Wirtschaft' die Richtung vor und erübrigt sich die Auseinandersetzung mit Eltern, Lehrern und Schülern?" fragt der erwähnte Kommentar der "Frankfurter Rundschau". Er klagt damit die Fortgeltung der Eigenlogiken von (demokratischer und pluralistischer) Politik und Bildung ein, von denen sich die Parteien des Landtags in einer offenbar schon gar nicht mehr bewussten Unterwerfung unter die Funktionslogik der neoliberalen Wahrheitsregimes längst verabschiedet haben.

Wichtiger fast als die Inhalte sind die Gesten dieser Inszenierung, die Botschaften dieser symbolischen Politik: Sie stellen Machtverhältnisse und Deutungshoheiten klar. Und sie unterstreichen deren Anerkennung durch die Politik. Die Unternehmerverbände geben Leitlinien vor und die Kultusministerin verpflichtet sich, sie zu befolgen. Wenn schon die Konstellation zweier Souveräne, die sich zu einer Vereinbarung treffen, dem noch demokratieinteressierten Blick befremdlich sein muss, dann umso mehr noch die Fügsamkeit, mit der sich die Politik hier dem Takt vorgehen lässt und sich in Gefolgschaft begibt, ein vollendeter Ausdruck der Anerkennung dessen, was mit guten Gründen, wie ich hoffe dargelegt zu haben, das neoliberale Wahrheitsregime genannt werden kann. Ob die damit verbundene Erwartung einer ja immerhin von Wahlen (noch) nicht entkoppelten Ministerin, dass die Wähler diese Unterordnung unter die Hegemonie der Marktlogik teilen, sich realisieren, hängt auch davon ab, ob es in Bildungsinstitutionen und –prozessen gelingt, einen Horizont von Objektivität als gemeinsame Voraussetzung von Bildung und (demokratischer) Politik zu verteidigen.
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